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Der Politikwissenschaftler Christoph Butterwegge findet, dass das Armutsproblem  
in Deutschland verdrängt wird und der Niedriglohnsektor neue Armut geschaffen 
hat. Der Historiker Paul Nolte meint, dass die Hartz-IV-Gesetze viele aus der Armut 
befreit haben. Mal sehen, wer die besseren Antworten auf unsere Fragen hat 

Interview: Andreas Pankratz/Imke Emmerich

Im Osten Deutschlands ist das Armutsrisiko mit am höchsten
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In letzter Zeit gab es viele Berichte über Armut in Deutschland. 
Wie schlimm ist denn die Situation? 

 Christoph Butterwegge:  Entscheidend ist nicht die exakte Zahl der 
Armen, sondern die Tatsache, dass der Trend klar in Richtung 
einer tieferen Spaltung der Gesellschaft  zeigt. Armut und Reich-
tum nehmen gleichzeitig zu, was natürlich kein Zufall ist, wenn 
Reichtum als verdienter Lohn für die „Leistungsträger“ und Ar-
mut als berechtigte Strafe für Leistungsunfähigkeit oder -verwei-
gerung gilt. Für mich stellt es aber keine Leistung dar, die „richti-
gen“ Aktien zum „richtigen“ Zeitpunkt gekauft  und wieder 
verkauft  zu haben, aber eine zu gering entlohnte Leistung, was 
Erzieherinnen, Krankenschwestern und Altenpfl eger tun.

 Paul Nolte:  Wir haben Grund zur Wachsamkeit angesichts wirt-
schaft licher und demografi scher Veränderungen. Aber die Lage 
verändert sich im Moment nicht dramatisch. Alleinerziehende 
Frauen, junge Männer ohne Schulabschluss: Das sind die Prob-
lemzonen. Und in Zukunft  müssen wir neue Alters-
armut verhindern.

In Deutschland muss angeblich niemand hungern. 
Ist also „Armut“ angesichts des relativen Wohl-
stands in den meisten Haushalten überhaupt der 
richtige Begriff ?

 Christoph Butterwegge:   Ja, denn zur Armut hier ge-
hört keineswegs, dass man hungert oder friert, son-
dern sie liegt dann vor, wenn man sich vieles von dem 
nicht leisten kann, was für die meisten Mitglieder der 
Gesellschaft  normal ist. Armut in einem reichen Land 
kann übrigens erniedrigender wirken als in einem 
armen Land, wo sich die Betroff enen weniger schä-
men und verstecken müssen. Wenn etwa ein Jugend-
licher im tiefsten Winter mit Sandalen und Sommer-
kleidung auf dem Schulhof steht und von den eigenen 
Klassenkameraden ausgelacht wird, wünscht er sich 
womöglich, stattdessen lieber ins Bett gehen zu müs-
sen, ohne etwas zu essen zu bekommen.

 Paul Nolte:  Die Unterschiede „unserer“ Armut zu der von Men-
schen in existenzieller Not, ohne Obdach, ohne sichere Nahrung 
und Trinkwasser sollten wir uns immer bewusst machen – gerade 
in der globalisierten, der „einen“ Welt. Aber das enthebt uns nicht 
von der Verantwortung für unseren eigenen Staat, unsere eigene 
Gesellschaft  – und von einem kritischen Blick auf die Verhältnisse 
bei uns. Deshalb: Ja, „Armut“ gibt es auch bei uns; alles andere 
wäre Begriff sdreherei.

Laut Bundesarbeitsministerium öff net sich die Schere zwi-
schen Arm und Reich immer weiter. Was ist der wesentliche 
Grund dafür?

 Christoph Butterwegge:  Schuld ist erstens eine Regierungspolitik 
nach dem Matthäus-Prinzip. Im Evangelium des Matthäus heißt 
es sinngemäß: Wer hat, dem wird gegeben, und wer wenig hat, 
dem wird das Wenige auch noch genommen. Ich nenne die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer für Normalverbraucher und die Sen-

kung der Mehrwertsteuer für Hotelbesitzer als Beispiele aus der 
Steuerpolitik sowie die Einführung sowohl des Eltern- wie des 
Betreuungsgeldes als Beispiele für die Familienpolitik.
Zweitens hat der Um- beziehungsweise Abbau des Sozialstaates zu 
weniger Sicherheit für viele Menschen geführt und das Abstiegs-
risiko verstärkt. Neben den (Langzeit-)Arbeitslosen, Rentnerinnen 
und Rentnern sowie Behinderten und Kranken gehören Familien 
bzw. ihre Kinder zu den Hauptbetroff enen der „Reformen“, die 
das System der sozialen Sicherung bis ins Mark erschütterten. 
Durch die sogenannte Riester-Reform wurde beispielsweise das 
Prinzip der Lebensstandardsicherung in der Rentenversicherung 
aufgegeben, noch bevor man dasselbe durch Hartz IV im Arbeits-
marktbereich realisierte.

 Paul Nolte:  Erstens sind die Einkünft e aus Vermögen – also Zinsen, 
Gewinne und so weiter – viel stärker gestiegen als die Einkommen 
aus Arbeit. „Superreiche“ wie Unternehmensvorstände und Ma-
nager sind der Normalbevölkerung davongeeilt, ohne dass diese 

zwangsläufi g ärmer geworden wäre – der Abstand 
ist aber gewachsen. Und zweitens leben mehr Men-
schen prekär, von sehr wenig Geld, als früher; sie 
verlieren „von unten“ den Anschluss an die Mittel-
schicht. Das ist die Folge von billigen Servicejobs, 
aber auch der Veränderung von Familienstrukturen, 
vor allem bei jungen Müttern, die ohne den Partner 
beziehungsweise Vater der Kinder leben.

Was bedeutet die Ungleichheit für den gesell-
scha� lichen Zusammenhalt?

 Christoph Butterwegge:  Wenn sich die Gesellschaft  
spaltet, zerfallen ihre Städte, worunter der soziale 
Zusammenhalt leidet. Spaltungstendenzen erhöhen 
aber nicht bloß das Konfl ikt- und Gewaltpotenzial 
einer Gesellschaft , vielmehr auch das Risiko einer 
Krise der politischen Repräsentation. Wer die bri-
sante Mischung von berechtigter Empörung, ohn-
mächtiger Wut und blankem Hass auf fast alle (Par-
tei-)Politiker unseres Landes kennt, wie sie in 

Versammlungen von Hartz-IV-Beziehern existiert, kommt zu dem 
Schluss, dass innerhalb der Bundesrepublik längst zwei Welten 
oder Parallelgesellschaft en existieren und die Brücken dazwischen 
abgebrochen sind.

 Paul Nolte:  Das Gefühl geht verloren,  Verantwortung für andere 
zu übernehmen. Wenn Reiche ihr Leben auf der Yacht führen statt 
an den Sorgen des Stadtviertels teilzunehmen, ist der Zusammen-
halt in Gefahr. Und doch ist der Zusammenhang kompliziert. So 
ist die Gesellschaft  der USA, materiell gesehen, ungleicher als die 
deutsche, und doch ist ihr Zusammenhalt eher stärker, weil frei-
williges Engagement eine große Rolle spielt.

Frauen, Kinder und Alte sind besonders von Armut betroff en. 
Tut der Staat zu wenig für sie?

 Christoph Butterwegge:  Dies gilt zumindest dann, wenn sie nicht 
zu einer privilegierten Gesellschaft sschicht gehören. Kinder von 
Familienunternehmern etwa können diese inzwischen beerben, 
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ohne einen Cent betriebliche Erbschaft steuer zahlen zu müssen, 
selbst wenn es sich um einen großen Konzern handelt. Es ist aber 
keine Leistung, der Sohn oder die Tochter eines Milliardärs zu 
sein. Auch die Rentenpolitik der Bundesregierung ist nicht mehr 
darauf orientiert, den gewohnten Lebensstandard im Alter zu si-
chern und Armut zu vermeiden.

 Paul Nolte:  Moment – Frauen und Kinder ja, Alte eindeutig nein! 
Wenn wir über Altersarmut diskutieren, dann in Sorge um die 
Zukunft , sozusagen um die Rente der jetzigen 400-Euro-Jobber. 
Der Staat tut übrigens für kaum eine Gruppe mehr als für die 
Rentner; auch in Ostdeutschland nach der Wiedervereinigung 
gehörten die Rentner zu den großen Gewinnern. Für alleinerzie-
hende Frauen gilt: Der Staat stößt an Grenzen, wenn er das Weg-
laufen eines Vaters und Verdieners kompensieren soll. Am wich-
tigsten sind hier nicht Transferleistungen, sondern Infrastrukturen: 
vor allem Ganztagsbetreuung, sodass die Frauen ar-
beiten und Geld verdienen können.

Haben die Hartz-Reformen das Armutsproblem 
verschär� ?

 Christoph Butterwegge:  Dadurch ist die Armut bis 
zur gesellschaft lichen Mitte vorgedrungen, denn das 
Gesetzespaket hat mit dem Lebensstandardsiche-
rungsprinzip des Sozialstaates gebrochen. Mit der 
Arbeitslosenhilfe wurde zum ersten Mal nach 1945 
eine für Millionen Menschen existenziell wichtige 
Sozialleistung abgeschaff t und durch das Arbeitslo-
sengeld II ersetzt, welches nur das Existenzminimum 
sichert. Neben vielen älteren Erwerbslosen, die hoff -
ten, bis zur Rente von Arbeitslosenhilfe leben zu 
können, sind Familien, Kinder und Jugendliche die 
Hauptleidtragenden der relativ niedrigen Beihilfen. 
Hartz-IV-Betroff ene müssen ihre Arbeitskraft  zu 
Dumpinglöhnen verkaufen. Ein staatlich geförderter 
Niedriglohnsektor, wie ihn die Hartz-Gesetze errich-
ten halfen, verhindert weder Arbeitslosigkeit noch 
Armut, vermehrt Letztere vielmehr.

 Paul Nolte:  Vor allem haben sie schon lange bestehende soziale 
Probleme sichtbar gemacht. Die überwiegend weibliche Armut in 
der Sozialhilfe war vorher kaum ein Th ema. Und über Langzeit-
arbeitslosigkeit wurde seit Jahrzehnten geklagt, ohne dass viel 
passierte. Richtig ist, dass ein Teil der Arbeitslosen nun schneller 
auf ein Sozialhilfeniveau abrutschte. Andererseits haben die Hartz-
Reformen viel Bewegung in den Arbeitsmarkt gebracht und damit 
Menschen aus der Armut herausgeholt.

Früher galt einmal, dass Arbeit vor Armut schützt. Heute kön-
nen über eine Million Menschen von ihrem Lohn nicht leben. 
Wäre ein Mindestlohn die Lösung? 

 Christoph Butterwegge:  Ja, denn da der Niedriglohnsektor heute 
das Haupteinfallstor für Armut ist, muss er durch einen allgemei-
nen gesetzlichen Mindestlohn von etwa 10 Euro pro Stunde zu-
rückgedrängt werden. Ein fl ächendeckender Mindestlohn würde 
verhindern, dass immer mehr Beschäft igte von ihrer Arbeit nicht 

leben können, während der Staat das Lohndumping von Unter-
nehmern auf Kosten der Steuerzahler/innen subventioniert. 20 
von 27 EU-Ländern haben längst einen solchen Mindestlohn, ohne 
dass der Beschäft igungsstand und die Tarifpolitik der Gewerk-
schaft en negativ berührt würden. Warum sollte die mit Abstand 
stärkste Volkswirtschaft  Europas zusammenbrechen, wenn ein 
Mindestlohn eingeführt wird?

 Paul Nolte:  Dass Arbeit früher vor Armut schützte, ist eine Legen-
de. Im Gegenteil, bis ins frühe 20. Jahrhundert hat sich ein Groß-
teil der Bevölkerung in Arbeit abgeplagt und war trotzdem bitter-
arm – vor allem in der Landwirtschaft ! Mindestlöhne sind kein 
Allheilmittel, und sie können gar nicht so hoch sein, dass damit 
ein einzelner Verdiener eine vierköpfi ge Familie gut ernähren 
könnte. Da braucht es andere sozialstaatliche Mittel wie Kinder-
geld oder Wohngeld. Und dass jeder Erwachsene im Prinzip er-

werbstätig ist, nicht mehr nur der Ehemann und 
Vater als „Ernährer“, ist eben heute der Normalfall.

Was sind weitere Schritte im Kampf gegen die 
Armut?

 Christoph Butterwegge:  Nötig ist die Umverteilung 
von Einkommen, Arbeit und Vermögen, natürlich 
von oben nach unten. Die Einkommensteuer muss 
wieder progressiver ausgestaltet, also vornehmlich 
im Bereich des Spitzensteuersatzes stark angehoben 
werden. Leiharbeit, Werkverträge und Mini-Jobs 
sollten erschwert oder verboten werden. Außerdem 
muss die Vermögenssteuer wieder erhoben werden. 
Sie ist keineswegs abgeschaff t, sondern von der Re-
gierung Kohl 1997 nur auf Eis gelegt worden, steht 
aber noch im Grundgesetz. Durch eine Weiterent-
wicklung der Renten-, Kranken- und Pfl egeversiche-
rung zu einer solidarischen Bürgerversicherung, in 
die eine bedarfsgerechte, armutsfeste und repressi-
onsfreie Grundsicherung integriert sein müsste, 
könnte Armut nicht vollends beseitigt, aber spürbar 
verringert werden.

 Paul Nolte:   „Kampf“ gegen die Armut klingt mir fast eine Spur 
zu martialisch. Es bleibt für alle Zeiten eine der wichtigsten Auf-
gaben demokratischer Sozialstaaten – lösbar ist sie nie. Und es gibt 
immer viele Hebel, die man in Bewegung setzen muss. Im Mo-
ment am wichtigsten: Bildung. Denn Schulabschluss und Ausbil-
dung sind keine Garantie, aber doch eine gute Versicherung gegen 
dauerhaft e Armut. Und immer wichtiger wird es, dass Mieten und 
Nebenkosten bezahlbar bleiben, damit für Geringverdiener genug 
zum Leben übrig bleibt.
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Auf die Reise: Die Bilder in diesem Dossier sind von den  

Fotografen Isabel Winarsch und Steffen Roth, die quer durch Deutschland gefahren 

sind, um Menschen zu treffen, die nicht viel haben
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